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Die neue VwV
Beschaffung gilt ab
dem 1. Oktober
STUTTGART. Bei der Vergabe von
Liefer- und Dienstleistungsaufträgen
sind die Behörden und Betriebe des
Landes an die Verwaltungsvorschrift
über die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge (VwV Beschaffung) gebunden. Das
Land hat das Papier, das chronolo-
gisch durch ein Vergabeverfahren
führt, von 59 auf 12 Seiten gekürzt.
Die neue VwV Beschaffung soll nun
am 1. Oktober in Kraft treten.

Vergabestellen können damit
stärker als bisher qualitative, innova-
tive, soziale, umweltbezogene und
wirtschaftliche Aspekte berücksichti-
gen. Überdies soll die innovations-
freundliche Vergabe an Start-ups ge-
fördert werden. So können Liefer-
und Dienstleistungen unter Berück-
sichtigung von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit ohne ein Vergabeverfah-
ren an Start-ups vergeben werden,
wenn der Auftragswert unterhalb des
jeweiligen Schwellenwerts liegt. (sta)

Erleichterte
Direktvergaben
Niedersachsen hebt Wertgrenzen an

HANNOVER. Das Land Niedersach-
sen will die Wertgrenzen im Unter-
schwellenbereich für alle Vergabever-
fahrensarten anheben. Liefer- und
Dienstleistungen sollen dabei bis zu
einem Auftragswert von 10 000 Euro
(statt bislang 1000 Euro) direkt, das
heißt ohne Durchführung eines Ver-
gabeverfahrens, beauftragt werden
können. Bei Bauleistungen soll dies
bis zu einem Auftragswert von 15 000
Euro möglich sein. Die neuen Wert-
grenzen werden es ermöglichen, klei-
nere Aufträge effizienter und mit we-
niger bürokratischem Aufwand zu
vergeben, begründet die Niedersäch-
sische Staatskanzlei den Schritt.

Auslöser für die Änderungen sei
„ein neuer Bürokratismus und ande-
re Schwierigkeiten bei der Organisa-
tion und Vergabe von Klassenfahr-
ten, Schulfahrten und anderen Schul-
aktionen“ gewesen. Diese müssten
nach neuem EU-Recht ausgeschrie-
ben werden. Mit der Anhebung der
Vergabegrenze werde der Aufwand
reduziert, da für Klassenfahrten zu-

künftig wieder derWeg der Direktver-
gabe möglich sein werde, so die
Staatskanzlei.

Sie will auch die Schwellenwerte
im Dienstleistungsbereich anheben.
Geplant ist, die Grenzen auf 50 000
Euro bei Verhandlungsvergaben und
100 000 Euro bei beschränkten Aus-
schreibungen ohne Teilnahmewett-
bewerb zu verdoppeln.

Im Baubereich möchte man frei-
händige Vergaben bis 200 000 Euro
Gesamtauftragswert ermöglichen –
bisher galt die 25 000-Euro-Schwelle
als Einzelauftragswert. Für be-
schränkte Ausschreibungen soll die
Grenze von bis zu 150 000 Euro ge-
werkabhängig auf generell zwei Mil-
lionen Euro angehoben werden.

Durch diese Erleichterungen wer-
den die Vergabestellen des Landes
und der Kommunen wie auch der
Kammern erheblich entlastet, so die
Staatskanzlei. Die Mitarbeiter könn-
ten sich damit besser auf die größe-
ren und anspruchsvolleren Vorha-
ben konzentrieren. (sta)

Ausschreibung gestartet für
Lkw-Ladeinfrastruktur
Autobahn GmbH ruft zur Teilnahme an Verhandlungsverfahren auf

BERLIN. Das Bundesverkehrsminis-
terium,dieAutobahnGmbHdesBun-
des und die Nationale Leitstelle Lade-
infrastruktur haben am Montag das
Vergabeverfahren zum Aufbau eines
Lkw-Schnellladenetzes entlang der
Bundesautobahnen gestartet. Gegen-
stand der Ausschreibung ist die Pla-
nung, die Errich-
tung und der Be-
trieb der
Schnellladein-
frastruktur für
batteriebetriebe-
ne Lkw und Bus-
se auf rund 130
unbewirtschaf-
teten Rastanla-
gen, teilt das Ministerium mit.

Das Lkw-Schnellladenetz soll mit
insgesamt etwa350 Standorten anun-
bewirtschafteten und bewirtschafte-
ten Rastanlagen entlang der Bundes-
autobahnen den Weg zu einer flä-
chendeckenden, bedarfsgerechten
und verlässlichen Ladeinfrastruktur
für schwere batterieelektrische Nutz-

fahrzeuge ebnen und maßgeblich zur
Reduktion der CO2-Emissionen im
Straßengüterverkehr beitragen. Das
Lkw-Schnellladenetz wird rund 4200
Ladepunkte umfassen, die den spezi-
fischen Anforderungen des Schwer-
lastverkehrs gerecht werden.

Die Vergabe erfolgt in einem Ver-

handlungsverfahren mit vorheriger
Veröffentlichung eines Aufrufs zum
Teilnahmewettbewerb. Es wird von
der Autobahn GmbH durchgeführt.

Unternehmen, die über die wirt-
schaftlichenund technischenVoraus-
setzungen zur Planung, Errichtung
und zum Betrieb der Ladeinfrastruk-
tur verfügen, können bis zum 18. Ok-

tober einen Teilnahmeantrag für das
Verhandlungsverfahren einreichen.
Die Zuschlagserteilung wird voraus-
sichtlich in der zweiten Jahreshälfte
2025 erfolgen.

Ein Bewerber kann sich auf alle
Lose bewerben und für alle Lose in
das weitere Verhandlungsverfahren

aufgenommen wer-
den und ein Ange-
bot abgeben. Jeder
ausgewählte Bieter
kann den Zuschlag
aber grundsätzlich
nur aufmaximal ein
Los erhalten, erläu-
tert die Autobahn
GmbH in ihrer Aus-

schreibung auf TED, der zentralen
Plattformder EuropäischenUnion für
die Veröffentlichung öffentlicher Auf-
träge. Die Ladeinfrastruktur soll suk-
zessive bis 2030 implementiert sein.
Die notwendigen Netzanschlüsse für
die Standorte werden bereits parallel
zumAusschreibungsverfahren beauf-
tragt und hergestellt. (leja)

„Mit dem Start der Ausschreibung
stellen wir eine wichtige Weiche
für die Zukunft der Mobilität.“

Michael Güntner,
Geschäf t s führer der Autobahn GmbH des Bundes FOTO: JAN PAULS

Kurz notiert

Zollernalbkreis hebt
Ausschreibung auf

BALINGEN. Der Landkreis Zollern-
alb hat die EU-weite Ausschreibung
der Sammlung von Restmüll und Bio-
abfall per Eilentscheidung aufgeho-
ben. Ein für die Bieter kalkulations-
relevanter Fehler in den Vergabe-
unterlagen macht eine neue Aus-
schreibung notwendig, wie die Süd-
westpresse berichtet. So sei die Über-
nahme derMüllbehälter Teil der Aus-
schreibung gewesen und entspre-
chend in die Kalkulation der bieten-
den Unternehmen eingeflossen. Da-
bei können die Behälter laut einer Re-
gelung aus dem Jahr 2019 kostenfrei
vom aktuellen Abfuhrunternehmen
übernommen werden. Sie müssen al-
so nicht zum Preis von 1,425 Millio-
nen Euro gekauft werden. (sta)

Bieterbedingungen für
Cloud-Leistungen im Fokus

Die Ergänzenden Vertragsbedin-
gungen für IT-Leistungen, kurz
EVB-IT, regeln auch Beschaffun-
gen von Cloud-Leistungen durch
die öffentliche Hand. Dabei müs-
sen Auftraggeber die Anlage zur
Einbeziehung von auftragneh-
merseitigen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen im Auge be-
halten. Ihre Berücksichtigung
kann einige vergaberechtliche
Fragen aufwerfen.

NÜRNBERG. Die ergänzenden Ver-
tragsbedingungen für die Beschaf-
fung von Cloud-Leistungen, kurz
EVB-IT Cloud wurden entwickelt, um
die hohen Anforderungen an Quali-
tät, IT-Sicherheit und Kontrollmög-
lichkeiten bei Cloud-Diensten ver-
traglich abzubilden. Sie decken ver-
schiedene Cloud-Modelle ab, dar-
unter die Anmietung externer Hard-
ware, Serverkapazitäten, Netzwerke
und Datenspeicher (Infrastructure as
a Service, IaaS) oder die Nutzung von
Software wie etwa Office-Anwendun-
gen (Software as a Service SaaS).

Hohe Anforderungen an die
Leistungsqualität und IT-Sicherheit

Bei der Beschaffung solcher Cloud-
Leistungen gehören die „EVB-IT
Cloud“ gemäß Paragraf 29 der Verga-
beverordnung (VgV) zu den Ver-
trags- und Vergabeunterlagen. Die
Nutzungshinweise der EVB-IT Cloud
weisen darauf hin, dass die Anlage die
Einbindung von Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen (AGB) der Bie-
ter in die EVB-IT Cloud vergabe-
rechtskonform erlaubt. Dies ist oft
notwendig, da Cloudleistungen häu-
fig standardisiert sind.

Insbesondere die starke Markt-
position von Anbietern wie Amazon

WebServices undMicrosoft Azure be-
einflusst dies. Wer sie nicht als Sub-
unternehmer einbezieht, der kann als
Anbieter die hohen Anforderungen
der ausschreibenden Stellen an die
Leistungsqualität und IT-Sicherheit
kaum erfüllen. Die AGB können so-
mit die Bedingungen des Hauptauf-
tragnehmers oder einesUnterauftrag-
nehmers umfassen, falls dieser die
Cloud-Leistungen bereitstellt. Die
Anlage zielt somit darauf ab, die
Wahrscheinlichkeit von Angeboten
durch Cloudanbieter zu steigern.

Die Anlage bietet zwei Möglich-
keiten für die Einbindung von bieter-
seitigen AGB. Erstens kann durch An-
hang I eine nachrangige Einbezie-
hung von auftragnehmerseitigenAGB
zu Art und Umfang der Cloud-Leis-
tungen geregelt werden, falls dies
nicht schon durch Nummer 1.2.4 des
EVB-IT Cloudvertrags erfolgt ist.

Zweitens ermöglicht Anhang II
eine teilweise, auf maximal neun
Klauseln beschränkte, vorrangige
EinbindungbieterseitigerAGBgegen-
über den EVB-IT Cloud AGB. Diese
Klauseln beziehen sich auf den Leis-
tungsort, den Übergabepunkt, die

Nutzer, die Lizenzmetrik, die Endge-
räte, die Datensicherung, Gutschrif-
ten, die Protokollierung und das Re-
porting. Um die Vergleichbarkeit von
Angeboten sicherzustellen, wird je-
doch gemäß den Nutzungshinweisen
von einer umfassenden Einbindung
bieterseitiger AGB abgesehen. Statt-
dessen soll die Vergabestelle vor der
Ausschreibung (Markterkundung
nach Paragraf 28 VgV) die relevanten
Punkte identifizieren, bei denen bie-
terseitige AGB in Betracht kommen
könnten, und diese gegebenenfalls
zum Gegenstand des Verfahrens ma-
chen, etwa in Form von Kriterien in
einer Leistungsbewertungsmatrix.

In offenen und nichtoffenen Ver-
gabeverfahren beispielsweise legt der
öffentliche Auftraggeber die Vertrags-
bedingungen in den Vergabeunterla-
gen endgültig fest. Dadurch ist der
Vertragsinhalt für den Bieter bei An-
gebotsabgabe bereits bestimmt. Ge-
mäß Paragraf 1 Nummer 2 Buchsta-
be c der Verdingungsordnung für
Leistungen Teil B (VOL/B) kann der
öffentliche Auftraggeber die EVB-IT
Cloud als Ergänzende Vertragsbedin-
gungen in die Vertragsunterlagen auf-

nehmen. Nutzt die Vergabestelle An-
hang II der Anlage, so sind für bis zu
neun leistungsbezogene Aspekte kei-
ne abschließenden Regelungen in
den Vergabeunterlagen getroffen, da
die konkrete Vertragsgestaltung den
Bietern überlassen bleibt.

Laut Paragraf 58 Absatz 2 der Ver-
gabeverordnung (VgV) ist die Berück-
sichtigung unterschiedlicher Ver-
tragsqualitäten möglich, setzt aber
voraus, dass der öffentliche Auftrag-

geber entsprechende Zuschlagskrite-
rien festlegt, um einen effektiven Bie-
terwettbewerb bei vorrangiger Einbe-
ziehung bieterseitiger AGB zu ge-
währleisten. Ohne eine angemessene
vergaberechtliche Bewertung könnte
es bei der Nutzung von Anhang II an
der notwendigenVergleichbarkeit der
Angebote fehlen.

Einbeziehung der AGB erfolgt nur
nachrangig

Die Einbindung der AGB des Auftrag-
nehmers in Anhang I scheint da-
gegen möglich zu sein. Die Einbezie-
hung der auftragnehmerseitigen AGB
zu Art und Umfang der Cloudleistun-
gen erfolgt nur nachrangig gegen-
über allen anderen Regelungen und
nur, soweit sie allen anderen vertrag-
lichen Regelungen weder entgegen-
stehen noch diese beschränken. Da-
für dürfte auch ein Urteil des Bundes-
gerichtshofs vom 18. Juni 2019 (Ak-
tenzeichen: X ZR 86/17) sprechen,
wonach ein Angebotsausschluss nach
Paragraf 57 Absatz 1 Nummer 4 VgV
wegen Nichteinhaltung der Bieter-
AGB nicht immer zwingend ist.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht
Rödl & Par tner , Nürnberg

IT-Beschaffung

Öffentliche Auftraggeber können die EVB-IT Cloud als Ergänzende Bedingungen in die Vertragsunterlagen aufnehmen. FOTO: IMAGO/PANTHERMEDIA

Land empfiehlt die EVB-IT

Baden-württembergischen Kommu-
nen ist die Anwendung der ergänzen-
den Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von Cloud-Leistungen (EVB-
IT) empfohlen. Dies regelt Nummer
2.3.2 der Verwaltungsvorschrift des In-
nenministeriums über die Vergabe
von Aufträgen im kommunalen Be-
reich (VergabeVwV) zusammen mit
Nummer 12.1.2 Buchstabe e der Ver-
waltungsvorschrift der Landesregie-
rung über die Vergabe öffentlicher
Aufträge (VwV Beschaffung).
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